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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2679 - 

betr. Deutschlandpolitik 


Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
hat mit Schreiben vom 5. Dezember 1974 - I 4 - 3230 
“ 11.161/74 - für die Bundesregierung die Große 
Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

In dem Vertrag über die Grundlagen der Beziehun- 
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik, der am 
21. Juni 1973 in Kraft getreten ist, haben sich beide 
Staaten verpflichtet, normale gutnachbarliche Be- 
ziehungen zueinander auf der Grundlage der Gleich- 
berechtigung zu entwickeln. Angesichts der lang- 
dauernden Konfrontation der Vergangenheit ist die- 
ses Vertragsziel nicht in kurzem Zeitraum zu ver- 
wirklichen. Es ist darum eine Illusion, von der An- 
nahme auszugehen, der Grundlagenvertrag selbst 
sei mit der Normalisierung der Beziehungen zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten identisch. 

Die gegenwärtige Deutschlandpolitik, die in dem 
Grundlagenvertrag ihren Ausdruck findet, entspricht 
der Lage, so wie sie sich seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges in der Welt, in Europa und besonders 
in Deutschland entwickelt hat. Dazu gehört auch 
das Entstehen von zwei Staaten mit unterschied- 
licher Gesellschaftsordnung auf deutschem Boden. 
Im Hinblick darauf ist die Vertragspolitik gegen- 
über der DDR entwickelt worden. Die Trennung in 
zwei Staaten und gegensätzliche Gesellschaftsord- 
nungen geht der Vertragspolitik voraus und wird 
durch diese nicht aufgehoben. Anderslautende 
Erwartungen verkennen das Wesen der Vertrags- 
politik und werden ihrer Zielsetzung nicht gerecht. 

Wesentliches Ziel der Vertragspolitik der Bundes- 
regierung ist es, zwischen den beiden Staaten auf 
deutschem Boden zum Wohle der Menschen zu 
praktischen Verbesserungen zu gelangen. Tatsäch- 
lich hat sich die Gesamtsituation durch die Vertrags- 
politik der sozial-liberalen Koalition in relativ 
kurzer Zeit verändert und verbessert. Dies läßt sich 
konkret nachweisen. 


f Von den Tatsachen her kann von einer „negativen 
I Entwicklung", wie sie in der Begründung zur Gro- 
ßen Anfrage behauptet wird, keine Rede sein. Die 
Beweise, welche die Fragesteller zur Stützung ihrer 
Behauptung Vorbringen, sind nicht stichhaltig. Es 
werden Maßnahmen angeführt - wie z. B. der Aus- 
bau der Grenzanlagen durch die DDR -, deren 
Ursachen der Vertragspolitik vorausgehen und in 
der inneren Situation der DDR begründet sind (vgl. 
Antwort der Bundesregierung auf die Frage 5 der 
Großen Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP zur 
Deutschlandpolitik - Drucksache 7/2933). 

Die Bundesregierung wird die Vertragspolitik mit 
Augenmaß und Geduld unbeirrt fortsetzen. Sie 
warnt davor, daß die gemeinsamen Hoffnungen und 
Erwartungen dazu mißbraucht werden, dem Durch- 
setzbaren den Weg zu verlegen und das heute Er- 
reichte zu verdecken. 


1. Betrachtet die Bundesregierung die Entwick- 
lung des Verhältnisses zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR seit Inkraft- 
treten des Grundvertrages als einen Fortschritt 
in der Entwicklung „normaler gut nachbar- 
licher Beziehungen", wozu sich die Vertrags- 
partner in Artikel 1 des Grundvertrages ver- 
pflichtet haben? 

Die Bundesregierung stellt fest, daß die Entwick- 
lung seit dem Inkrafttreten des Grundlagenver- 
trages ein Fortschritt in Richtung auf die angestreb- 
ten normalen gutnachbarlichen Beziehungen zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten ist. 

Als unmittelbare Auswirkungen des Grundlagen- 
vertrages folgten vor allem 

— die Eröffnung des grenznahen Verkehrs (324 000 
Reisende im ersten Jahr) mit Eröffnung von vier 
neuen Straßenübergängen für den Gesamtver- 
kehr 

— die Errichtung der Ständigen Vertretungen (u. a, 
mit der Aufgabe, Hilfe und Beistand für Per- 
sonen zu leisten) 
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— die Aufnahme von Folgeverhandlungen auf den 
Gebieten Post- und Fernmeldewesen, Gesund- 
heit, Rechtsverkehr, nichtkommerzieller Zah- 
lungs- und Verrechnungsverkehr, Umweltschutz, 
Wissenschaft und Technik, Kultur (mit ersten 
Vereinbarungen auf dem Gebiet des Gesund- 
heitswesens sowie im nichtkommerziellen Zah- 
lungs- und Verrechnungsverkehr) 

— die Bildung der Grenzkommission (mit ersten 
Vereinbarungen zur Schadensbekämpfung, zur 
Instandhaltung der Grenzgewässer und zum 
Fischfang in der Lübecker Bucht) 

— die Vereinbarung der beiden Sportorganisa- 
tionen DSB und DTSB zur Regelung der Sport- 
beziehungen und der Abschluß von Jahreskalen- 
dern der gemeinsamen Wettkämpfe 

— die Zulassung von Journalisten aus der Bundes- 
republik Deutschland und aus Berlin (West) für 
die DDR. 

(Zu diesen und weiteren Einzelheiten vergleiche: 
Antwort der Bundesregierung auf die Große An- 
frage der Fraktionen der SPD, FDP zur Deutschland- 
politik - Drucksache 7/2933.) 

Zu den unmittelbaren Folgen des Grundlagenver- 
trages kommen die Verbesserungen aus dem zum 
Grundlagenvertrag führenden Verhandlungsprozeß 
hinzu, vor allem die Transitregelung für Berlin und 
die Reise- und Besucherregelung für West-Berliner, 
die Vereinbarungen zum Post- und Telefonverkehr 
und die Reise- und Besuchserleichterungen im Zu- 
sammenhang mit dem Verkehrsvertrag. 


2. Betrachtet die Bundesregierung die gegen die 
Bundesrepublik Deutschland gerichtete Indok- 
trinierung der Bevölkerung in der DDR - be- 
sonders ihrer Jugend - und die Militarisierung 
des gesamten öffentlichen Lebens nicht als 
einen schwerwiegenden Verstoß gegen die ver- 
einbarten „normalen gut nachbarlichen Be- 
ziehungen" und die Verpflichtung, „sich der 
Drohung mit Gewalt" zu enthalten? 

Die Bundesregierung sieht in den Erscheinungen, 
auf die die Frage sich bezieht, für sich allein keinen 
Verstoß gegen das völkerrechtliche Gewaltverbot. 
In Anbetracht der konkreten Vereinbarungen zum 
Ausbau der Beziehungen und der darin enthaltenen 
Chancen für die Menschen muß vor der Tendenz 
gewarnt werden, die innenpolitischen Verhältnisse 
und deren systembedingte propagandistische Aspek- 
te in der DDR einer vereinfachenden Deutung zu 
unterziehen. 

Die grundlegenden politischen Unterschiede und 
gesellschaftspolitischen Gegensätze zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik werden auch durch ver- 
traglich vereinbarte Schritte und Maßnahmen zur 
Verwirklichung normaler gutnachbarlicher Bezie- 
hungen nicht aufgehoben. Ein so konkretes und 
detailliertes Konzept zum Abbau von Spannungen 
und zur Erweiterung der Beziehungen, wie es die 
beiden deutschen Staaten vereinbart haben, ist zwi- 
schen Ost und West in Europa bisher einmalig. 


Diese Vereinbarung eröffnet die Aussicht, daß die 
bisherige Konfrontation im praktischen Verhalten 
abgebaut werden kann. 

Im übrigen ist die gegenwärtige Abgrenzungspolitik 
als Teil der Bemühungen der DDR-Regierung zu 
sehen, die innenpolitischen Risiken der Entspan- 
nung so gering wie möglich zu halten. 


3. Wie weit sieht die Bundesregierung die For- 
derung der „Kasseler Punkte" vom 21. Mai 
1970, insbesondere die Punkte 1 und 10 bezüg- 
lich der Einheit der Nation durch den Grund- 
vertrag und die politische Entwicklung nach 
Abschluß des Vertrages verwirklicht? 

Beim zweiten Treffen der Regierungschefs der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR nannte der 
damalige Bundeskanzler Brandt dem damaligen 
Vorsitzenden des Ministerrates der DDR Stoph in 
20 Punkten Grundsätze und Vertragselemente, die 
ein Programm für ein befriedetes Zusammenleben 
der beiden deutschen Staaten Umrissen. 

Das Programm ist weitgehend erfüllt worden. Vier- 
zehn Punkte (2 bis 9, 11, 12 und 17 bis 19) sind 
durch den Grundlagenvertrag oder im Zusammen- 
hang mit ihm voll abgedeckt. Bei vier Punkten (13 
bis 16) sind wesentliche Teile verwirklicht worden. 
Allerdings kann niemand erwarten, daß eine Lösung 
der Probleme der Familienzusammenführung oder 
der Freizügigkeit, der Beseitigung von Kollisionen 
zwischen der Gesetzgebung und der nachbarschaft- 
lichen Zusammenarbeit von Grenzgemeinden heute 
schon erreichbar ist. 

Zu den in der Frage besonders herausgehobenen 
Punkten 1 und 10 ist zu sagen: 

Der Grundlagenvertrag geht von den Folgen des 
Zweiten Weltkrieges und der besonderen Lage 
Deutschlands und der Deutschen aus, die in zwei 
Staaten leben und sich dennoch als Angehörige 
einer Nation verstehen (Punkt 10). Dies gilt „unbe- 
schadet der unterschiedlichen Auffassungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik zu grundsätzlichen Fragen, 
darunter zur nationalen Frage". Der Vertrag weist 
den Weg zur Regelung der Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten, verbessert die Verbindungen 
zwischen deren Bevölkerung und hat dazu beige- 
tragen, bestehende Benachteiligungen zu beseitigen 
(Punkt 1). 

Die Erweiterung der menschlichen Beziehungen hat 
den immer weiter fortschreitenden Prozeß des Aus- 
einanderlebens der Deutschen in beiden Staaten 
positiven Veränderungen unterworfen und den An- 
stoß für den Beginn eines neuen Neben- und Mit- 
einanders gegeben. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die jüngste 
Verfassungsänderung der DDR und die ein- 
schlägigen Erklärungen der DDR-Regierung 
anläßlich des 25. Jahrestages der Gründung 
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der DDR im Lichte des von der Bundesregie- 
rung angestrebten Zieles, durch ihre Politik die 
Einheit der deutschen Nation zu fördern? 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann eine 
Nation, und so auch die deutsche Nation, durch 
Akte bloßer Gesetzgebung oder durch Deklaratio- 
nen weder geschaffen noch beseitigt werden. 

Das deutsche Volk, das nach dem Zweiten Welt- 
krieg gegen seinen Willen geteilt wurde und heute 
in zwei Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsord- 
nung getrennt lebt, hat Anspruch auf das nationale 
Selbstbestimmungsrecht. Die Bundesregierung be- 
kräftigt darum das politische Ziel der Bundesrepu- 
blik Deutschland, auf einen Zustand des Friedens in 
Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk 
seine Einheit in freier Selbstbestimmung wieder- 
erlangt. 

Die Änderung der Verfassung der DDR ändert 
nichts an dem Vertrag über die Grundlagen der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik. 
Die Verfassungsänderung ändert auch nichts an den 
Verpflichtungen des Vertrages, im Interesse der 
europäischen Entspannung und Sicherheit und zum 
Wohle der Menschen in beiden deutschen Staaten 
normale gutnachbarliche Beziehungen zu entwickeln. 
Dies hat auch die DDR mehrfach erklärt. 

Unbeschadet der unterschiedlichen Auffassungen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik zur nationalen Frage bil- 
de!. nach Auitassung der Bundesregierung die in den 
Verpflichtungen des Grundlagenvertrages nieder- 
gelegte und vereinbarte Politik die einzige reale 
Chance, der deutschen Nation den Weg in die Zu- 
kunft offenzuhalten. 


5 . VVoldio Maßnahmen hat die DDR seit Inkraft- 
Lietcn des Griindvertrages im einzelnen zur 
Fortsetzung ihrer Politik der „Abgrenzung" 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland er- 
griffen? 

Die 1969 aufgenommene Vertragspolitik hat erreicht, 
die über zwei Jahrzehnte hinweg immer wirksamer 
gewordene Tendenz zu wachsender Absperrung und 
zur Absdinürung der Verbindungen zwischen den 
Menschen in Deutschland zum Stehen zu bringen 
und sogar verbesserten Verbindungen den Weg zu 
ebnen. 

Diese positiven Veränderungen haben viele Men- 
sdieii persönlich erlebt. Private Kontakte und 
Reisen nehmen wieder zu, offizielle Kontakte und 
Verhandlungen sind überhaupt jetzt erst möglich. 
Die Zahl der Reisen in die DDR und nach Berlin 
(Ost) stieg von knapp 2,8 Millionen im Jahre 1971 
auf knapp 7 Millionen im Jahre 1973, die Zahl der 
Telefongespräche von 0,7 Millionen im Jahre 1970 
auf 5,8 Millionen im Jahre 1973. 

Mit dem Übergang zu vermehrten Kontakten und 
Verbindungen hat die Abgrenzungspolitik der DDR 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland neue 
Akzente erhalten. So wird die ideologische Abgren- 


zung stark betont. Diese besagt, daß ungeachtet der 
Zunahme von privaten und staatlichen Kontakten 
die politischen Gegensätze zwischen den beiden 
Staaten unaufhebbar sind. In diesen Zusammen- 
hang gehört auch das am 27. September 1974 von 
der Volkskammer der DDR beschlossene Gesetz zur 
Ergänzung und Änderung der Verfassung vom 
7. Oktober 1974. 

Es gab und gibt ferner administrative Maßnahmen 
der DDR, den Risiken einer Politik, die zu mehr 
Verbindung und Zusammenarbeit führen soll, 
restriktiv zu begegnen. Als eine solche Maßnahme 
bezeichnet die Bundesregierung neben den seit 
längerem bestehenden Einschränkungen der Kon- 
takLe für bestimmte Personengruppen die Erhöhung 
des Mindestumtauschsatzes für Besucher der DDR. 
Mit dem Grundlagenvertrag hat die Bundesregie- 
rung erstmals die Möglichkeit, unter Berufung auf 
das Vertragswerk auf den Abbau bestimmter Maß- 
nahmen der DDR hinwirken zu können. 


(). Welche Maßnahmen hat die DDR seit Inkraft- 
treten des Griindvertrages im einzelnen zur 
weiteren Abriegelung der innerdeutschen 
Cirenze getroffen? 

Als unmittelbare Folge des Grundlagenvertrages 
wurden vier neue Übergänge an der Grenze zur 
DDR eröffnet (Bergen, Duderstadt, Eußenhausen, 
Rottenbach); es wurde für Millionen Bundesbürger 
die Möglichkeit zu Tagesaufenthalten im grenz- 
nahen Bereich der DDR geschaffen und in der DDR 
die Sperrzone an der Grenze reduziert. 

Die Technisierung und die baulichen Veränderun- 
gen, welche die DDR seit Jahren an der Grenze vor- 
iiimrnt, sind nicht Folge der Vertragspolitik. Im ein- 
zelnen liegt das Schwergewicht der baulichen Ver- 
änderungen zur Zeit bei der Perfektionierung der 
Sperrmaßnahmen; so werden an Stelle der alten 
Minenfelder und doppelten Stacheldrahtzäune Me- 
tallgitterzäune (teilweise mit Selbstschußanlagen) er- 
richtet, und im rückwärtigen Bereich wird der soge- 
nannte Schutzstreifenzaun erweitert, der mit aku- 
stischen und optischen Alarmanlagen kombiniert ist. 
Die Bundesregierung verurteilt jegliche Form der 
Gewaltanwendung an der Grenze. Die Automatisie- 
rung der Sperrmaßnahmen der DDR unterstreicht 
die Notwendigkeit der Entspannungsbemühungen 
der Bundesregierung, die darauf gerichtet sind, die 
Kontaktmöglichkeiten zwischen den Menschen in 
beiden Staaten zu erleichtern und zu vermehren 
und im Endeffekt eine Lage zu schaffen, in der 
solche Sperranlagen ihren Sinn verlieren. 


7. Welche Konsequenzen hat die Bundesregie- 
rung aus dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 31. Juli 1973 zum Grundvertrag 
gezogen, nach dem die gegenwärtige Praxis an 
der Grenze zwdschen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR, also Mauer, Stachel- 
draht, Todesstreifen und Schießbefehl, mit dem 
Vertrag schlechthin unvereinbar sei, und der 
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Vertrag insoweit eine Rechtsgrundlage dafür 
abgebe, daß die Bundesregierung in Wahrneh- 
mung ihrer grundgesetzlichen Pflicht alles ihr 
Mögliche tue, um diese unmenschlichen Ver- 
hältnisse zu ändern und abzubauen? 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Verfassungs- 
mäßigkeit des Grundlagenvertrages festgestellt. 

Die Bundesregierung setzt deshalb auf der Grund- 
lage und in Konsequenz dieses Vertrages ihre Poli- 
tik fort, die darauf zielt, durch Verhandlungen und 
Vereinbarungen die Verhältnisse in Deutschland 
zum Wohle der Menschen schrittweise zu verbes- 
sern. Dies gilt insbesondere für die Situation an der 
Grenze zwischen beiden Staaten. 

Die Bundesregierung wird in Übereinstimmung mit 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts in ihrem 
Bestreben fortfahren, gegenüber der DDR mit Zähig- 
keit und Ausdauer immer wieder darauf hinzu- 
wirken, daß die unerträglichen Verhältnisse an der 
Grenze zur DDR abgebaut werden. 


8. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
seit Ratifizierung des Grundvertrages über die 
propagandistische Tätigkeit von offiziellen und 
offiziösen DDR-Missionen und -Dienststellen 
im internationalen Bereich sammeln können, 
und welche Schlußfolgerung wird sie daraus 
für die Tätigkeit und insbesondere die Infor- 
mationsaufgaben der Auslandsmissionen der 
Bundesrepublik Deutschland ziehen? 

Die DDR hat den Aufbau der Auslandsvertretungen 
noch nicht abgeschlossen. Deshalb ist ein endgül- 
tiges Urteil über deren Tätigkeit zur Zeit noch nicht 
möglich. 

Während sich die internationale Aktivität der zahl- 
reichen amtlichen Vertretungen, welche die DDR 
bereits vor Abschluß des Grundlagenvertrages im 
Ausland unterhielt, in erster Linie gegen die Hal- 
tung der Bundesrepublik Deutschland in der Frage 
der Anerkennung richtete, steht seither eine um- 
fassende Selbstdarstellung im Vordergrund, mit der 
die DDR sich als sozial fortschrittlichen und wirt- 
schaftlich leistungsfähigen Staat im Herzen Europas 
und als Bollwerk gegen den kapitalistischen Impe- 
rialismus präsentiert. 

In den einzelnen Regionen sind thematische Schwer- 
punkte erkennbar. Am Sitz der Vereinten Nationen 
und in den Entwicklungsländern rücken Themen in 
den Vordergrund, von denen sich die DDR eine 
Stärkung ihrer Stellung in der Dritten Welt erhofft, 
wie z. B. Antikolonialismus, Unterstützung der Frei- 
heitsbewegungen, Solidarisierung mit progressiven 
Kräften. Aussagen zu diesen und ähnlichen Themen 
werden mit Angriffen gegen die westliche Welt 
verbunden. 

Die früher üblichen polemischen Angriffe gegen die 
Bundesrepublik Deutschland haben seit der Ratifi- 
zierung des Grundlagenvertrages und der Auf- 
nahme beider deutschen Staaten in die Vereinten 
Nationen im ganzen nachgelassen. Diese Tendenz 
schließt jedoch eine gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und ihre westlichen Verbündeten ge- 


richtete Haltung bei bestimmten Gelegenheiten und 
an einzelnen Orten nicht aus. 

Die Öffentlichkeitsarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland wird sich wie bisher auf 
sachliche Informationen und auf die Selbstdarstel- 
lung als moderner, freiheitlich-demokratischer und 
sozialer Rechtsstaat konzentrieren. Der öffentlichen 
Meinung des jeweiligen Gastlandes soll auf diese 
Weise ermöglicht werden, selbständig die Leistun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland insbesondere 
auf gesellschafts-, wirtschafts- und sozialpolitischem 
Gebiet mit denen der DDR zu vergleichen. 


9. Welche Erkenntnisse kann die Bundesregie- 
rung über die Zahl der Verurteilten, die Unter- 
suchungshaft, das Strafmaß und die Haftbedin- 
gungen von sogenannten Fluchthelfern und 
Republikflüchtlingen - über ihre Antworten 
auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion, 
Drucksache 7/2436, hinaus - mitteilen? 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung sind 
seit dem 11. August 1974 bis Ende November wei- 
tere 22 Personen mit Wohnsitz im Bundesgebiet 
und in Berlin (West) wegen „staatsfeindlichen Men- 
schenhandels'' (§ 105 StGB/DDR) in der DDR ver- 
haftet worden. Von den 189 seit Abschluß des 
Grundlagenvertrages unter dem Vorwurf des Ver- 
stoßes gegen diese Strafbestimmung Verhafteten 
sind nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
inzwischen 164 verurteilt worden. 

In der Zeit seit dem 11. August 1974 bis Ende No- 
vember wurden ferner weitere zwölf Personen mit 
Wohnsitz im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
wegen „Beihilfe zum ungesetzlichen Grenzübertritt" 
(§ 213, 22 StGB/DDR) festgenommen. Von den somit 
seit Abschluß des Grundlagenvertrages insgesamt 
81 unter diesem Vorwurf Inhaftierten sind nach 
hiesigen Erkenntnissen 63 nach der zitierten Straf- 
vorschrift verurteilt worden. 


10. Hat die Bundesregierung in gleicher oder ähn- 
licher Weise wie der britische Premierminister 
Harold Wilson bei den verantwortlichen Be- 
hörden der DDR gegen die unmenschliche 
Justiz in der DDR protestiert und die Über- 
stellung der Verurteilten verlangt? 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, die 
Probleme von Flucht und Fluchthilfe würde es nicht 
geben, wenn die DDR ihre Bewohner nicht mit 
Gewalt am Verlassen ihres Gebietes hinderte. Die 
Bundesrepublik Deutschland bekennt sich zu dem in 
der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte nie- 
dergelegten Grundsatz, daß jeder Mensch das Recht 
hat, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu 
verlassen sowie in sein Land zurückzukehren. Die in 
diesem Zusammenhang von den Gerichten der DDR 
gefällten Urteile entsprechen nicht unseren Vor- 
stellungen von Recht und Gerechtigkeit. Die Bundes- 
regierung teilt somit die Kritik des britischen Pre- 
mierministers. 
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Nach Meinung und praktischer Erfahrung der Bun- 
desregierung besteht im Interesse der Betroffenen 
unverändert Anlaß, die Hilfe und die Hilfsmöglich- 
keiten für Bewohner der Bundesrepublik Deutsch- 
land und von Berlin (West), die in der DDR mit den 
dortigen Gesetzen in Konflikt gekommen sind, so 
wenig wie möglich öffentlich zu behandeln. Dies ist 
auch früher so gehandhabt worden. 


11. Welches ist der Stand der Verhandlungen der 
in Artikel 7 des Grundvertrages angekündig- 
ten „Folgeverträge" über Kulturaustausch und 
Rechtshilfeverkehr? 

Die Verhandlungen über den Rechtsverkehr wurden 
am 21. August 1973 auf genommen. Bisher haben 
die Delegationen insgesamt siebenmal getagt, zu- 
letzt am 30. Oktober 1974 in Berlin (Ost). Die näch- 
ste - die achte - Verhandlungsrunde ist auf den 
21. Januar 1975 anberaumt. In der 6. Verhand- 
lungsrunde, die am 22. Mai 1974 in Bonn stattfand, 
wurde die Bildung einer „Informationsgruppe Straf- 
recht" vereinbart. Diese hat am 18. und 19. Juni 
1974 zum erstenmal getagt. 

Die Verhandlungen über die kulturelle Zusammen- 
arbeit zwischen beiden deutschen Staaten sind Ende 
1973 aufgenommen worden. Die ersten beiden Ge- 
sprächsrunden haben einen sondierenden Charakter 
gehabt. Die Fortsetzung der Gespräche ist vorge- 
sehen. 

über die Erfolgsaussichten kann in diesem Stadium 
kein Urteil abgegeben werden. Es ist offenkundig, 
daß der Rechtshilfeverkehr und die kulturelle Zu- 
sammenarbeit schwierige und grundsätzliche Fragen 
berühren. Die Bundesregierung ist jedoch zuver- 
sichtlich, daß eine für beide Seiten akzeptable 
Grundlage für die Zusammenarbeit gefunden wer- 
den kann. 


12. Inwieweit ist durch die Praxis, insbesondere 
im Zonengrenzbereich, die Aussage von Punkt 
14 der Kasseler Punkte des damaligen Bundes- 
kanzlers Brandt erfüllt, der Maßnahmen vor- 
sieht, „die den gegenseitigen Reiseverkehr 
erweitern und das Ziel der Freizügigkeit an- 
streben"? 

Die Vertragspolitik der Bundesregierung wird auch 
dadurch gekennzeichnet, daß sie stetige Verbesse- 
rungen der gegebenen Möglichkeiten zum Besuchs- 
und Reiseverkehr bringt (siehe Antwort der Bun- 
desregierung auf die Große Anfrage der Fraktionen 
SPD, FDP zur Deutschlandpolitik, Drucksache 
7/2933). 

An Verbesserungen des Reise- und Besucherver- 
kehrs sind zu nennen: 

Reisen in die DDR 

— - Besuchs- und Reisemöglichkeiten für West- 
Berliner; 

— Besuchsreisen nicht mehr nur zu Verwandten, 
sondern auch zu Bekannten; 


— Tagesaufenthalte mit Mehrfachberechtigungs- 
scheinen für die Bewohner von Berlin (West) 
und die Bewohner der grenznahen Kreise der 
Bundesrepublik Deutschland; 

— Touristenreisen; 

— Reisen aus besonderen Anlässen wie Kultur- 
oder Sportveranstaltungen; 

— Öffnung von vier zusätzlichen Grenzübergängen; 

— Erleichterungen der Reisemodalitäten (mehr- 
malige Einreise im Rahmen des 30-Tage-Kontin- 
gents, Aufenthaltsgenehmigung in der Regel für 
die ganze DDR, Erweiterung der Sondergeneh- 
migung für die PKW-Benutzung, Transit durch 
die DDR in andere Länder mit Übernachtungs- 
möglichkeit, in der Regel freie Wahl des Grenz- 
überganges). 

Reisen aus der DDR 

— Personen im Rentenalter können nicht nur ein- 
mal, sondern mehrmals bis zu insgesamt 30 
Tagen in das Bundesgebiet und nach Berlin 
(West) reisen; 

— in dringenden Familienangelegenheiten (Geburt, 
Hochzeit, Hochzeitsjubiläen, lebensgefährlicher 
Erkrankung, Tod) können auch Personen, die 
noch nicht das Rentenalter erreicht haben, aus- 
reisen. 

Von besonderer Bedeutung für die Bewohner der 
grenznahen Gebiete ist hierbei vor allem die Mög- 
lichkeit zu Tagesaufenthalten im grenznahen Be- 
reich der DDR in Verbindung mit der Öffnung von 
vier neuen Grenzübergängen, der Möglichkeit zu 
PKW-Reisen und zu Touristenreisen in die DDR. Die 
Einwohner von 56 Städten und Kreisen in der Bun- 
desrepublik Deutschland können etwa 2600 Orte in 
grenznahen Kreisen der DDR zu Tagesaufenthalten 
besuchen. Im ersten Jahr (Juni 1973 bis Juni 1974) 
sind 324 000 Reisende gezählt worden. Davon konn- 
ten rund 80 Prozent den eigenen PKW benutzen. 

Die Zahl der Reisen in die DDR und nach Berlin 
(Ost) ist im Jahre 1973 auf 7 Millionen angestiegen. 
Eine Beeinträchtigung des Reisestromes ergab sich 
durch die Erhöhung der Mindestumtauschsätze vom 
15. November 1973. Aus der DDR wurden 1973 
1,25 Millionen Reisen in das Bundesgebiet und nach 
Berlin (West) gezählt. Im Jahre 1971 betrug die 
Zahl der Reisen in die DDR 2,8 Millionen, die Zahl 
der Reisen aus der DDR 1,05 Millionen. 

Diese Zahlen beweisen die erhebliche Erweiterung 
des gegenseitigen Reiseverkehrs. 


13. Inwieweit widersprechen die Beobachtungen 
der Bundesregierung über Menschenrechtsver- 
letzungen in der DDR jenen Erklärungen, wel- 
che das SED-Regime in einem amtlichen Schrift- 
stück über die Behandlung der Menschenrechte 
in der DDR in den Vereinten Nationen in Um- 
lauf gesetzt hat? 

Bei dem amtlichen Schriftstück, auf das die Frage 
Bezug nimmt, handelt es sich offenbar um den Be- 
richt über die Verwirklidiung der wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte in der DDR in der 
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Zeit vom 1. Juli 1969 bis zum 30. Juni 1973, den die 
Ständige Vertretung der DDR bei den Vereinten 
Nationen im August dem UNO-Sekretariat über- 
mittelt hat. Dieser Bericht ist bisher noch nicht ver- 
öffentlicht worden. 

Der Bericht behandelt nach den der Bundesregie- 
rung vorliegenden Informationen die Verwirk- 
lichung jener Menschenrechte, die in der Konven- 
tion über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte vom 19, Dezember 1966 niedergelegt sind. 
Es handelt sich hier um Rechte aus dem sozialen 
Bereich, wie z. B. das Recht auf Arbeit, auf ange- 
messene und befriedigende Arbeitsbedingungen, das 
Recht auf soziale Sicherheit, das Recht auf einen 
angemessenen Lebensstandard. Auf die Verwirk- 
lichung der Rechte der Konvention über bürgerliche 
und politische Rechte („klassische" Menschenrechte) 
bezieht sich der Bericht der DDR nicht. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es nicht 
ausreichend, daß die formelle Rechtsordnung eines 
Staates den rechtlichen Anforderungen des Men- 
schenrechtsschutzes der Vereinten Nationen genügt; 
es muß vielmehr auf die Rechtswirklichkeit abge- 
stellt werden. So erklärte der Bundesminister des 
Auswärtigen vor der 29. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen am 23. September 1974: 

„Es bedarf nicht nur der formellen Anerkennung der 
Menschenrechte, sondern ihrer praktischen Durch- 
setzung und Anwendung, um den äußeren Maßnah- 
men zur Friedenswahrung auch innere Festigkeit 
und Überzeugungskraft zu verleihen. Hier geht es 
um elementare Rechte, die überall in der Welt 
gelten müssen, in Europa - und ich meine, in allen 
seinen Teilen - nicht weniger als in anderen Kon- 
tinenten." 


14. Welche zwischen der DDR und der Bundes- 
republik Deutschland bestehenden Verträge 
und Vereinbarungen sind von der DDR bis- 
her „nach Buchstabe und Geist" verletzt wor- 
den, und was hat die Bundesregierung da- 
gegen unternommen, oder was wird sie noch 
unternehmen? 

Die bisher mit der DDR geschlossenen Verträge und 
getroffenen Vereinbarungen funktionieren im gro- 
ßen und ganzen reibungslos und haben zu erheb- 
lichen Verbesserungen in der Praxis geführt. 

Bei der Vielzahl der praktischen Probleme sind 
Schwierigkeiten jedoch nicht ausgeblieben. Dabei 
handelte es sich z. T. um Anfangsschwierigkeiten, 
die nach einer Anlaufzeit behoben werden konnten. 
Schwieriger zu lösen sind Differenzen über Aus- 
legung und Anwendung im Einzelfall, die auf die 
Auffassungsunterschiede der Vertragsseiten zu 
grundsätzlichen Fragen zurückgehen. 

Die Bundesregierung hat durch ihre Sprecher er- 
klärt, daß z. B. die Erhöhung des Mindestumtausch- 
satzes, die teilweise restriktive Behandlung von 
Reisegenehmigungen sowie der Anspruch auf Aus- 
nahmesituationen bei Kontrollen im Transitverkehr 
im Widerspruch zu der mit den Verträgen einge- 
leiteten Politik stehen. Darüber hinaus haben sich 


bei den laufenden Expertengesprächen Schwierig- 
keiten ergeben, die vereinbarte Automatisierung 
des Fernsprechverkehrs noch fristgerecht bis Ende 
dieses Jahres voll zu realisieren. Die DDR hat sich 
insoweit auf technische und ökonomische Gründe 
berufen. 

Grundlage der Politik und des Vorgehens der Bun- 
desregierung sind die abgeschlossenen Verträge mit 
den darin vorgesehenen Instrumenten zur Regelung 
von auftretenden Meinungsverschiedenheiten und 
Auslegungsschwierigkeiten. Es sind dies für den 
Verkehrs vertrag die Verkehrskommission und für 
das Transitabkommen die Transitkommission. Wo 
dieser Weg nicht zum Erfolg führt, werden Ver- 
handlungen auf politischer Ebene, u. a. durch Ein- 
schaltung der Ständigen Vertretungen, aufgenom- 
men. 

Verhandlungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten bleiben das einzige Mittel, um Differenzen 
zwischen ihnen auszuräumen. Die Bundesregierung 
sieht keine vernünftige Alternative zu diesem Weg. 


15. In welchen Fragen beiderseitigen Interesses 
seit Inkrafttreten des Grundvertrages ist die 
Bundesregierung von der DDR den Verein- 
barungen entsprechend konsultiert worden, 
und in welchen nicht? 

Seit dem Inkrafttreten des Grundlagenvertrages hat 
zwischen den Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik auf verschiedenen Ebenen und in ver- 
schiedenen Fragen von beiderseitigem Interesse ein 
Meinungsaustausch stattgefunden. Eine Aufzählung 
aller dieser Fragen - insbesondere der bilateralen 
Fragen - ist nicht möglich. Als Beispiele aus dem 
multilateralen Bereich können hier Gespräche, die 
im Zusammenhang mit folgenden Fragen stehen, ge- 
nannt werden: 

— Aufnahme der beiden Staaten in die Vereinten 
Nationen 

- — Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa 

— Verhandlungen über gegenseitige Verminderung 
von Streitkräften und Rüstungen 

— Übersetzung von Dokumenten der Vereinten 
Nationen in die deutsche Sprache 

— Einführung der deutschen Sprache als Arbeits- 
sprache in die Europaregion der Weltgesund- 
heitsorganisati on. 

Das Aufstellen einer Liste derjenigen Fragen, in 
denen ein Meinungsaustausch nicht stattgefunden 
hat, ist naturgemäß nicht möglich. Die Intensität und 
Qualität von Konsultationen ist abhängig von der 
Entwicklung der Normalisierung, wie das auch bei 
Unterzeichnung des Grundlagenvertrages erklärt 
wurde. 


16. Bedeutet die Erklärung von Bundesminister 
Bahr in der Sendung des SFB vom 12. April 
1974, die am 15. November 1973 eingeführte 
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Verdoppelung des Zwangsumtauschs und die 
Einbeziehung der Rentner in den Zwangsum- 
tausch habe die längste Zeit gedauert, daß die 
Zurüdcnahme dieser vertragswidrigen Anord- 
nung der DDR nun unmittelbar bevorsteht? 

Mit Wirkung vom 15. November 1974 hat die DDR 
die bisherigen Mindestumtauschsätze von 20 bzw. 
10 Mark auf 13 bzw. 6,50 Mark herabgesetzt. Unbe- 
friedigend ist, daß die Rentner noch nicht wieder 
vom Mindestumtausch befreit wurden. Die Bundes- 
regierung wird sich weiterhin dafür einsetzen, daß 
die früher geltende Regelung wieder eingeführt 
wird. 


17. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um gemäß der Forderung des Vier- 
mächteabkommens über Berlin die Bindungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlin weiter zu entwickeln? 

Die gewachsenen Bindungen zwischen Berlin (West) 
und der Bundesrepublik Deutschland sind wesent- 
liche Grundlagen für die Lebensfähigkeit der Stadt. 
Ihre Aufrechterhaltung und Entwicklung sind von 
vitalem Interesse und daher eine ständige Ver- 
pflichtung der Bundesregierung. 

Die Bedeutung des Vermächte-Abkommens für die 
Bindungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West) liegt darin, daß es diese 
Bindungen in ihrem Bestand und in ihrer Entwick- 
lungsmöglichkeit bestätigt und bekräftigt hat. 

Die Bundesregierung wird darin fortfahren, sicher- 
zustellen, daß die Stadt fest in die Rechts-, Wirt- 
schafts-, Finanz-, Sozial- und Gesellschaftsordnung 
des Bundes eingeordnet bleibt und am Fortschritt 
auf diesen Gebieten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land teilnimmt. Die Bundesregierung wird wie bis- 
her im Einvernehmen mit den Drei Mächten die 
hierfür jeweils erforderlichen Maßnahmen ergreifen. 
Die Teilnahme Berlins am Fortschritt in der Bundes- 
republik Deutschland bindet ihren Ausdruck auch 
in der Übernahme nahezu der gesamten Gesetz- 
gebung der Bundesrepublik Deutschland in Berlin. 
Zu den Bindungen gehört ebenfalls, daß der Bund 
in Berlin entsprechend den Gegebenheiten tätig ist. 
Die Bundesregierung wird in engem Einvernehmen 
mit den Drei Mächten die Entscheidung hierüber 
auch künftig nach den Grundsätzen sachlicher 
Zweckmäßigkeit und größtmöglichen Nutzens für 
Berlin treffen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Aufrechterhaltung und Entwicklung der Bindungen 
nicht allein unter dem Aspekt staatlicher Maßnah- 
men gesehen werden kann. Die Lebensfähigkeit der 
Stadt, die Verbesserung ihres wirtschaftlichen Po- 
tentials, ihre kulturelle und wissenschaftliche An- 
ziehungskraft, ist langfristig nur zu sichern, wenn 
auch das nichtstaatliche Engagement für Berlin zur 
vollen Entfaltung kommt. 


48. Soll die Äußerung von Bundeskanzler Schmidt, 
„man wolle keinen weiteren Streitfall in die 
Welt setzen" (Bulletin der Bundesregierung 


vom 15. August 1974, Nr. 95, S. 982), anläßlich 
der Diskussion um das Umweltbundesamt be- 
deuten, daß die Bundesregierung mit der Er- 
richtung des Umweltbundesamtes einen Streit 
vom Zaun gebrochen habe? 

Der Bundeskanzler hat nie davon gesprochen, daß 
die Bundesregierung einen Streit vom Zaun ge- 
brochen habe, und seine Äußerungen bedeuten dies 
auch nicht. 


19. Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche 
von Ostblockstaaten, Berlin bei wirtschaft- 
lichen, kulturellen und sonstigen internationa- 
len Veranstaltungen von der Bundesrepublik 
Deutschland abzusondern, und was unternimmt 
die Bundesregierung dagegen? 

Die Bundesregierung beobachtet mit Besorgnis, daß 
von östlicher Seite immer wieder Versuche unter- 
nommen werden, Berlin bei wirtschaftlichen, kultu- 
rellen und sonstigen internationalen Veranstaltun- 
gen von der Bundesrepublik Deutschland abzuson- 
dern. Derartige Bestrebungen widersprechen dem 
Viermächte-Abkommen, wonach Personen mit stän- 
digem Wohnsitz in Berlin (West) gemeinsam mit 
Teilnehmern aus der Bundesrepublik Deutschland 
am internationalen Austausch und an internationa- 
len Ausstellungen teilnehmen können. 

Diese durch das Viermächte-Abkommen geschaffene 
Grundlage stellt einen entscheidenden Fortschritt 
dar und hat bereits zu bedeutenden Verbesserungen 
gegenüber der früheren unbefriedigenden Praxis 
geführt. 

Wenn trotzdem in Einzelfällen Schwierigkeiten auf- 
treten, so ist dies nicht zuletzt darauf zurückzu- 
führen, daß im Viermächte-Abkommen nicht alle 
möglichen Einzelheiten geregelt werden konnten. 

Die Bundesregierung nimmt in enger Abstimmung 
mit den Drei Mächten alle ihr zu Gebote stehenden 
Möglichkeiten wahr, auf der Grundlage des Vier- 
mächte-Abkommens auf entsprechende Lösungen 
hinzuwirken. 


20. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um die Aushöhlung des Vier- 
mächteabkommens über Berlin durch einseitige 
Interpretationen und entsprechende Maßnah- 
men des Ostens zu verhindern? 

Die Interpretation des Viermächte-Abkommens ist 
eine Angelegenheit der Vertragsparteien dieses Ab- 
kommens. 

Wann immer versucht wird, das Abkommen in 
einer Weise auszulegen, die der westlichen Rechts- 
auffassung nicht entspricht, stimmen die Bundes- 
regierung und die Drei Mächte ihr Verhalten eng 
miteinander ab. 

Durch die enge Konsultation und das Zusammen- 
wirken der Bundesregierung mit den Drei Mächten 
in allen Berlin betreffenden Fragen wird sicherge- 
stellt, daß die Entspannung nicht an Berlin vorbei- 
geht; Berlin bleibt nach wie vor ihr Prüfstein. 
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